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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.01.2012 

Geschäftszahl 

2010/07/0087 

Rechtssatz 

§ 103 WRG 1959 sieht allgemein vor, wie Anträge inhaltlich aufbereitet und welche Belege (Daten) 
angeschlossen sein müssen, damit sie die Behörde in Bearbeitung nehmen kann. Diese Anforderungen können 
im Einzelfall noch näher spezifiziert werden. Dies hat nichts mit einem "Vorkauen" für den 
Amtssachverständigen zu tun, sondern ist eine für die Beurteilung durch den Amtssachverständigen notwendige 
Informationsleistung durch den Antragsteller, die der Gesetzgeber in dieser Form vorgesehen hat. Es ist nicht 
Angelegenheit der Behörde, die Einreichunterlagen mit allenfalls bei ihr aufliegenden Daten zu ergänzen. 


